Wien Donnerstag den 7. December 1871. 


IV. Jahrgang. Nr. 49. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Herausgeber und veraulmortlichtr Redacteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung (Örimangergafie Nr. 1) 
Commiſfionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaffe Nr. 17 
(Pränumexationen find nur an die Adminiſtration zu richten). 
Wränumeratlonspteis: Für Wien mit Aufendung in das Hang und für die öſte rr. Kronländer jammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl, halbjährig 2 fl, 
vlertellährig 1 fl. Für das Ausland fahrlich 9 Thaler. 
Inferaie werten bidigft erechnel. — Neclnmationen, wenn unntrhegell, ind portofrei. 


Inhalt. 


Zur Theorle von den Beweismitteln im Admiuſſtrativ-Proceſſe. 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde 

Die Verpflichtung zur Entrichtung der Straßen maulh fin ein Territorium wird inter 
allen Umſtänden nur dann begründet, wenn eine Straße bed Territorſums fac- 
tifch Bent worden ift, nicht aber auch dann, wenn eine Fuhr über ungebahnte 
Wege gemacht worden ift. 

Dem ein Schießgewehr unbefugt Tragenden Tann mur bie Waffe und nicht auch dle 
Schlegmunition confiseirt werden. 

Staatswilfenihaftlihe Bibliographie. 

Verordnungen. 

Perſonallen. 

Erledigungen, 


Zur Theorie von den Beweismitteln im Admini- 
ſtratiu-Proceſſe. 


Bon Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Im gemeluen und fare Civilproceſſe dient der Eut⸗ 
scheidung die ſogenaunte furtſtiſche Wahrheit als Baſis, wenn 
nämlich das Gericht nicht durch eigene ſinnliche Wahrnehmung des 
zu beweſſenden Factums oder durch die ſinnliche Wahrnehmung eines 
anderen Factums, welches zu dem zu erwelſenden in einem folchen 
Verhältniſſe ſſeht, daß von der Exiſtenz detz erſten mit Noth⸗ 
wendigkeit auch auf die Exiſtenz des letzten zu ſchlteßen wäre, 
zu einer vollkommenen Ueberzeugung gelaugt. Um aber den Richter 
zu dem Grade der Wahrſcheinlichkeik zu bringen, welcher der 
Gewißheit gleich zu achten ift, und eben juriſtiſche Wahrheit ges 
nannt wird, find Grundſätze aufgeſtellt, die lehren, in welchen Fällen 
und unter welchen Vorausſetzungen das Wahrſcheinlche für wahr ges 
halten und eine Entſchetdung darauf gebaut werden kann. Dieſe 
Grundſäße find entwickelt in der Lehre von den elnzeluen künſtlichen 
Beweismitteln: im Urkundenbeweiſe, im Beweiſe durch Zeugen und 
Sachverſtändige, im Ergauzungs⸗ und Reiuigungseide, im Schätzungs⸗ 
eide, in den Normen über das Geſtändniß, im Hauptelde, in der 
Lehre von der Notorität und den rechtlichen Vermukhungen 

Alſo nach gauz beſtimmten Beweisgründen, nicht nach ſeiner 
Ueberzeugung (convietion intime) ſoll der Juſtizrichter etwas als 
gewiß annehmen, er ſoll ſich kein beliebiges Beweismittel, wie es die 
Umftände und die conereten Verhältniſſe vielleicht an die Hand geben, 
ſchaffeu. Mit einem Worte, die freie Beweiswürdigung iſt 
dem Civkrichter nicht geſtattet, obwohl moderne Cipilproeeſſualiſten fie 
als etwas Wünſchenswerthes, ja als ein Ideal anftreben. 

Nun, der öſterreichiſche Adminiſtrativprocetz beſitzt dieſes Ideal. 
Dem öſterreichiſchen Adminiſtrativbeamten ſteht es gleich dem franzö⸗ 
ſiſchen im Weſentlichen frei: de choisir les moyens de preuve que 
les eirconstances lui permettront, il ne doit que chercher A 
obtenir la verite et à percer les nuages qui la derobent & ses yeux. 


Dieſe Freiheit in der Beweisführung hat auf der anderen 
Seite dem Adminiſtrativproceſſe Feinde bereitet, namentlich ſchleuderte 
man gegen den Adminſſtrattvrſchter den Anwurf der Willkür und 
der decisio cerebrina, — ein Anwurf, der vielleicht kaum ſo vielfach 
würde gemacht fein, wenn manche unſerer Behörden und Verwaltungs⸗ 
beamten nicht oft ſparſam mit der Mittheilung der Gründe, welche 
als koſtbales Material in den Arten (Voten) zurückblleben, geweſen 
wären. Man muß nämlich durchaus nicht glauben, daß bei der 
freien Beweiswürdigung im abminiſtrativen Verfahren der Willkür 
oder der individuellen Leichtgläubigleit dez entſcheſdenden Beamten 
ein übermähiger, ſchrankenloſer Spielraum, daß ihm ein beſiebiges 
velle gelaſſen wäre. Im Gegentheil, es haben ſich im Adminiſtrallp⸗ 
proceſſe ungenchtet des Syſteus der freien Beweisfindung gewiſſe, 
keineswegs aus dem Gefühl, ſondern ant dem Verſtande fließende 
Regeln und ganz intereſſante Eigenthümlichkeiten gebildet. 

Wir wollen jetzt die Beweismittel, die der Adminiſtrakivproceß 
anweudet, durchgehen, ſowie die Principien darüber entwickeln, und 
denjenigen, der fragt, worin ihre Sanction beſtehe, was die Gründe 
ſejen, weßhalb man ihnen gehorſamen ſolle, was die Quelle ihrer 
Verbindlichkeit fei, woher fie verpflichtende Kraft ableiten, weiſen 
dolr, wenn das geſchriebene Gefetz und was letzterem gleichſteht man⸗ 
gelt, wie früher einmal!“), auf die Gepflogenhelt. 

Unter den Beweiſen im Adminiſtrativproceſſe ſpielt, ganz wie 
im Gtvilproceſſe die vornehmſte Rolle: die ſinnliche Wahrnehmung, 
die Erhebung an Ort und Stelle, der Augeuſchein “) (inspectio oeu- 
Jaris, la vue des lieux). Die Sinne belrügen nicht. „Oaulis sub- 
jecto loco“, meint der römiſche Juriſt, „muß man die Wahrheit 
finden“. Allerdings, denn das Sehen oder das ſinnliche Wahrnehmen 
überhaupt verſchafft unmittelbare Gewißheik, wogegen ſelbſt jeder 
Gegenbeweis ausgeſchloſſen erſcheint. Gegen die Form des Augen⸗ 
ſcheſues, gegen das Werfahren bei demſelben laffen ſich freilich von 
der gefräntten Partei erfolgreiche Beſchwerden erheben, und die höhere 
Inſtanz kann immer ſelbſt bei einer Streitigfeit über das Mein und 
Dein von Amtswegen die Correctur der Augenſcheinseinnahme ans 
ordnen, denn Verwaltungsbehörden, welche Agenden fie auch vor fich 
haben, dürfen keine Ordnungswidrigkelten dulden, und die civilpro⸗ 
ceſſnale Verhondlungsmaxime (judex ne procedat ex officio) kennt 
der Adminiſtrativproceß nur bedingt. 

Zur Form des Augenſcheines kommt zu erwähnen, daß er ſtets 
unter Ladung der Parteien anberaumt und regelmäßig im Beiſein 
der Parteien abgehalten werden muß. Der berufene (und geprüfte) 
Conceptsbeamte, nicht der Manipulationsheamte oder gar ein Diurniſt 
bat den Angenſchein vorzunehmen. Die Zuztehung eines Protokollführers 
iſt nicht abſolut nöthig, aber räthlich. Hier gilt, wenn irgendwo, der 
Sat „Superflua non nocent“. Der Commiſſionseiter hat ſich von 
den örtlichen Umſtänden genau zu unterrichten, das Erforderliche 
zu Protpkoll zu nehmen und nöthigenfallg einen ungefähren Handriß 
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beizufügen. Befindet ſich ein Riß berelts bei den Acken, ſo Mi 
dieſer mil der Localſtät zu vergleichen und. weun erforderlich, zu 
berichtigen. Mr 

Der Augenſcheiu als ein natürliches — nicht fünſtliches — 
Beweismittel findet ſich im, Ac unmiſtrativproceſſe mannigfach. Er kommt 
vor bei Streitigkeiten, weiche die Störung im Beſitze eines den Ber 
stimmungen des kal, Patentez vou 5 Suli 1858, N. G. 3 | 
Nr. 180 unterliegenden Servituts⸗ ober gemeinſchaftlichen Beſih⸗ und 
Benüßzungerechts oder welche die Ark und Merle der Veralfolgung 
ſolcher Pugungen zum Gegenſtaude haben. Hier erheben und reſpee⸗ 
tive verhandeln die Grundentlaſtungs⸗ oder die politiſchen Behörden 
(Verordnung des Miniſteriums dei Innern vom 17. Mai 1860, 
N. G. Bl. Nr. 128) an Ort und Stelle, und der Angenſchein Lies 
fert die Grundlage der Entſcheidung Auch bei Bauſtreitigkeiten, wo 
die Gemeinden im Sinne der Genieindeorduung aburtheileu, weiters 
bel Adminiſtrativproceſſen im Wegeweſeu, ſei es, daß Bezirksvertre⸗ 
tungen oder Gemeinden, ſei et daß die politiſchen Behörden entſchei⸗ 
dend eingreifen, figurnt der Augenſchern. ah“ 

In einem uns vorliegenden Falle klagt eine Gemeinde gegen 
einen ehemaligen Schürfer, daß er bergbebördlichen Erlaſſes unge⸗ 
achtet auf einem beflimmleu Gemefudeterraiu einen Stollen nicht 
„verſeßt“ und einen Schurf nicht „verſtürzt“ habe und beaulragt, 
daß jener verurtheilt werde, den status quo anten herzuſtellen. Der 
ehemalige Schürfer entgegnet, „daß das Schurfgebiet ganz ordnungs⸗ 
mäßig zugemacht und geebnet ſei, und erſucht, die Gemeinde zurück. 
zuwelſen“. Die Gemeinde bietet den Beweit ihrer Behauptung durch 
den Augenſchein au. 8 > 

In eillem zweiten Falle klagt nach Analogie der elvilechtlidyen 
atio communi dividundo eiue in Folge des Geſetzeh vom 17. März 
1849 mit einer anderen zu einer politischen Genteinde vereinigte 
Steuergemeinde auf Trennung und Wiederconſtituirung zu elner ab. 
geſonderten Ortsgemeinde. Die klagende Kataſtralgemeinde macht 
geltend, daß fie vowohl, als wie die yellapte Kataſlralgemeinde die 
Mittel zur Erfüllung der ihr aus dem übertengenen Wirkungskreſſe 
obliegenden Verpflichtungen beſitze (Artikel VII des Geſeges vom 
5. März 1802, R. G. Bl. Nr. 18) und betont unter den ver⸗ 
ſchledenen für die Treunung jprechenden Gründen luſonderheit den, 
daß für eine gemeinſchaftliche Verwaltung die Lage der beiden Steuer⸗ 
gemeinden zu einander von Natur aus ungünstig, nämlich entfernt, 
und au zwei eutgegengeſetzten Gebirgsabhängen ſich befinde, ſohin bie 
Communication ſchwierig ſei. „Die Erhebung an Ork und Stelle, 
der Angenſchein“, welcher dieofalls vorgeſchlagen werde, „würde 
das darkhun“ (Vgl. bezüglich dieſes ganz particulären Adminiſtratiw⸗ 
proceſſeß den § 8 flgd. der verſchtedenen Gemeindeorduungen). 

Eine keineswegs ſecundäre Stellung nimmt auch in Admins 
ſtintivproceſſe der Beweis durch Urkunden eiu. 

Urkunden find lebloſe Gegenſtände, welche zur Erhaltung des 
Andenkens an eine vorübergehende Begebenheiß durch menſchliche 
Thaͤtigkeit enstanden find, Unter Urkunden begreift man ſchriflliche 
oder gedruckte Aufſätze (documenta) oder Monumenta (Deukmäler, 
z. B. Grengſteine, Wappen u. ſ. w.). Mit Mirdficht auf den Urheber 
Form der Abfaſfung unterſchejden ſich öffentliche, d. h. von 
einer Öffentlichen Behörde (oder von einer Perſon, welche publicam 
hdem genießt, über die zu ibrem Geſchäftskreiſe gehörigen Verhältunlſſe) 
ausgeſtellte Urkunden und Privaturkunden, d. b. die nicht unter öffe 
licher Autorität verfertigten Urkunden. Alle Urkunden ſtelſen ſich er 
weder als Originalurkunden oder als Abſchriften dar. Original (Ur⸗ 
schrift) iſt uicht bloß das erſte in vollkommener Form vollzugene 
Erenpplar einer Urkunde, ſondern jedes Exemplar, bei deſſen Abfaſſung 
der urſprüngliche Errichtungbact von deuſelben Hanptperſouen wieberholf 
worden iſt Abschriften (Copien) ſind bloße Nachbildungen eines Drigie 
nals ohne Wiederholung des urſprüuglichen Errichtungsgets. (Bayer's 
Civilprgeeſß.) Es gibt bekanntlich einfache und beglaubigte Abſchriften. 
Letztere ſtehen, wenigfteus im Aduniuiſtrativproceſſe den Originalien gleich. 
Auf den Beweis durch Urkunden wurde von jeher viel Gewicht gelegt. 
„Was man ſchreibet dan bleibet“, „Schwarz auf Weiß ſcheidet die 
Leute“, beſagen die alten deutſchen Rechteſprüchwörter, ferner „Briefe 
fiud beſſer denn Jengen . „Denn“, jagt das ſchwäbiſche Laudrecht, 
„Zeugen die ſterben, ſo bleiben die Briefe immer ſtät, diß heißen Hand⸗ 
feſten, da hilft ein todter Gezeug als ein lebendiger“. 

Die int Civilproceſſe künſtlich und minutiös ausgebildete Theorie 
über Beweiskraft der Urkunden, Erforderuiſſe des Uikundenbeweiſes, 
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die Lehre von der Echtheit der Urkunden (Diffeſſtouscid) und dem 
Verfahren dabei. — eꝛſcheinen im Adminiſtratibproceſſe nicht. Nur 
kanu inan den Saß der allgemeinen Gerlch ordnung (§ 111) „Der. 
öffentlichen Urkunden iſt in Anſehung des Factunns, wornber fie er⸗ 
richtet worden find, voller Glauben beizumeffen“, im Allgemelſlel auch 
für den Adminiſtrativproceß als maßgebend binſetzen ). Welche Ur⸗ 
kunden für öffentliche zu hatten ſeien, lehrt der $ 112 der allge⸗ 
meinen Gerichtsordumig, der auch im Adminiſtrativproceſſe dominilt. 
Anßer deu eigens behnſs Doenmentirung verfaßten behördlichen Pre⸗ 
tolollen und Ausfertigungen ſigurkren täglich Heimatſcheine, Dienſt⸗ 
Lotenbücher, Päſſe, Arbeits und Wanderbücher, Grundbuchsextracte, 


Taufe, Trauungs⸗ und Todtenbücher in Admin ſtratlwproceſſen. 


Die Prlvaturkunden aulangend jo gilt in Anſehung ihrer div 
gerichtsorduungsmäßige Beſtimmung: den brieflichen Urkunden, welche 
Jemand errichtet hat, ift wider ihn Glauben beizumeſſen“ (scriptnia. 
privata probat contra scribentem) nicht immer und abfolut, weil 
der Adminiſtrirrichter alle Umſtäude erwägen, und in Betracht ziehen 
poll, ob das ſchriſtlich Ausgeſtellte mit den auderen Beweisergebnifſen 
im Einklange ſich befinde. Die materfelle, nicht die formelle 
Wahrheit will der Adminiſtrativproceß, und darnm trägt er eben⸗ 
mäßig dem Sate „nemo contra se edlere tenetur“ keine Rechnung 

Eine Eiſenbahngeſellſchaft hatte unter Allſſicht von ſachver⸗ 
ſtändigen Bahuanfſehern lockere Geſteinspartien an einem Bergabhange 
neben der Eiſenbahn weggeräumt, dabel bes Eigenthümers Grund 
und Boden betreten und Beſchäpigungen darauf verürfacht. Der Eigen⸗ 
thümer trat nun bei der polſtiſchen Behörde mit einent Entſchäd!⸗ 
gungsauſpruche auf (Hofkanzleideeret vom 29. Auguſt 1844, Erlaß 
der k. k. General⸗Inſpertion der öfter, Eiſenbahnen vom 7. Mai 
1871, 8. 1785, Efſeubahnbetriebsordnuug vom 16. November 185), 
N. G. Bl. de 1852, $ 100 und $ 101, Erlaß des Handelsmint⸗ 
ſteriumß vom 25. Jänner 1859, 3. 489 — E) und behauptete, 
daß gelegeutlich der Abſäumung der Seetionsingenieur au Ort und 
Stelle ein Protokoll mit ihm aufgenommen habe, in welchem ihm 
per Bauſch und Bogen eine Entschädigung von 40 fl. zugeſichert tel. 
Es bedürfe ſomit einer Schadensgusmittlung durch Sah dige 
nicht mehr, und as werde gebeten, den Stleitgeguer zur Vorlegung 
bed angedeuteten Protokolls zu verhalten. Die Bahngeſellſchaft wendete 
eiu, daß ‚fie nicht verpflichtet fei, dem Kläger diejenigen Urkunden, 
welche bieſer zur Stütze feines Anſpruches mache, zu prodneiren, — 
wurde aber dazu verurtheilt. 

Nicht weniger endlich kaun man dritte Perſonen zur Vorlegung 
von Urkunden behufs Benützung in einem Adminiſtrativprpeeſſe zwin, 
gen, deun, wenn wegen Ermittlung der Wahrheit dritten Perſonen 
bie Verpflichtung auferlegt wird, über ihre ſinnlichen Wahrnehmungen 
Rede und Antwort zu ſtehen, ſo müſſen eonſeguenter Weſfe auch jene 
Perſonen zur Vorlegung iu ihrem Befitze befindlicher Urkunden ver⸗ 
halten werden, die zur Sachaufklärnng im Adminiſtratſoſtreite noth⸗ 
wendig ſind. (Vgl. wegen Anglogie des Zeuguiſſes J. 22. God, de 
ide in; 221) 


1 
erübrigt woch, dle ſogenannten auch lvariſchen Urkunden. 
in Betracht zu ziehen. Auchip iſt eine ſyſtematiſch georduete, von Sach⸗ 
verſtändigen geleitete und überwachte Sammlung von alten Urkunden 
und Schriften, je wie um verdächtigen Aunotatlonen aus früherer Zeit. 
Die archivariſchen Urkunden find bei uns von Bedeutung. Die öſter⸗ 
reichiſchen Großen haben mit Vorliebe ihre Archive gepflegt, auch 
der und Städte brilliren durch freffliche Arche. So kaun es 
denn nicht fehlen, daß die in ihnen aufgeſpeicherten Urkunden hie und. 
da als Beweismittel dienen, und daß ihre Beweisfähigkeit im Adun⸗ 
niſtrativpreceſſe nicht ohne Noth angezweifelt wird. 

Ueber das Eigenthumsrecht am Schulgebäude in einer Ges 
meinde war zwiſchen Kirche und Ortsſchulrnth Streit entstanden 
Der Bezirksſchulrath, bezugnehmend anf den Erlaß des 
Laudesſchulrathes vom 27, März 1871 (vgl. Zeitſchrift für 
tung vom Jahre 1871, Nr. 17, S. 65 und 66) gab nach Auhsrung 
beider Theile folgende Eutſcheidung hinaus: „In Erwägung, daß das 
Schulbaus jammt Gründen fortwährend ſeit lauger Zeit zu Schnl⸗ 
zwecken, zur Lehrerwohunng und als Lehrerdotafton benützf worden, 
in Erwägung fusbeſondere, daß die ans dem Archive des Fürſten 
m entnommene Urkunde das in Frage ſtehende 
Gebäude als Schulhaus bezeichnet, in Erwägung der Wichtigkeit der 
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archivariſchen Urlunden als Beweismittel, in Erwägung, daß die 
Kirchenvorſtebnng das Eigenthum am Schulgebäude zwar behauptet, 
aber keinen Beweis dafür beibringt, indem Kircheurechnungen nicht 
als Beweiſe angeſehen werden können, — wird erkannt: das Schulge⸗ 
bäude in ſei Eigenthum der Schulgemeinde, und es ſei 
für dieſe Objete eine taluſarmäßige Aufſandsurkunde auszuſtellen, 
auf Grund der das Schulhaus ſammt Gründen in ein neu zu er⸗ 
uͤffnendes Grundbuchsfolinnt einzutragen und das Eigeuthumsrecht 
der Schulgemeinde einzuverleiben komme“. 

(Fortsetzung folgt.) 


Tllittheilungen aus der Praxis. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Straßen mauth für ein 

Territorium wird unter allen Muſtänden nur dann begründet, 

wenn eine Straße des Territoriums faetiſch benützt worden iſt, 

nicht aber auch daun, weun eiur Fuhr über ungebahnte Wege ges 
macht wordett iſt. 


Die Gemeinde St. beſitzt ein ſtädtiſches Pflaſter⸗ und Brücken⸗ 
Manthgefälle, welches an ſechs ſtädtiſchen Mauthſchrauleu eingehoben, 
wird. Die Bewohner von St. genießen bie halbe Manthfreihelf, d. h. 
ſte zahlen die Mauthgebühr uur bei der Ein- oder Ausfuhr, ald 
nach Art. III des Pachtverkrages von 11, December 1868 „iſt die 
Gemeindemguth von jedem Zuge oder Triebvieh zu en ⸗ 
richten, wenn ſelbes guch nicht den Schranken paſſirt, 
ſondern uur die Gemeindegrenze betritt“ 

Der Pächter der W. chen Reſtauration Joſeph J. ließ ſich 
nun durch den Bauer L. ER in feinen Kelter führen. Man, aan 
das Eis den Teichen zu R. bei St. und 6110 dasſelbe wegen der 
Winterszeit mit Benüßung der Schueebahn, ohne eine Straße in der 
Gemeinde St. zu berühren, theils ber fremde, theils über die Felder 
des J. in die Reſtaurmtlon auf dem geraden und kürzeſten Wege. 

Der Mautheinnehmer Franz P. machte geltend, daß J. mauth⸗ 
pflichtig ſei, well die Elsfuhren den Burgfrieden von Stk. betreten, 
wenn auch den Mauthſchranken, der gewiſſermaßen umgangen worden 
ſei, nicht paffiet haben. (Art. 3 des Pachtvertrages.) 

Der Magiſtrat von St erkaunte den J. für ſchuldig, die für 

fuhren entfallende Mauthgebühr à 20 k., zujammen 8 fl. 


die 41 
20 kr, zu bezahlen, weil nach Art, 3 des Pachtvertragetz die Mauth 
auch ohe Paſſirung bed Schrankens beim bloßen Betreten des Ge 
meindegebletes zu bezahlen iſt. 

Die Statthalterei hob die Eutfcheibung der Magziſtrates auf 
und erkaunte, „daß Joſeph J uicht ſchnldig jet, die fragliche Mauth, 
zu bezahlen, weil er keinen ſtädtiſchen Weg betreten habe und der 
Art. 3 des Pachtvertrages doch nur dahin ausgelegt werden 
fönne, daß daß Benützen von Eten fen mich anßerhalb des Schranfeus 
die Mauthpflicht begräudet“. 

Das Miuiſterium des Junern boſtätigte unterm 6. September 
1871, g. 11.922 die Statthalter. itſcheiduug, „weil, weungleich 
mit den fragkichen Gisfuhren das Territorium der Gemeinde Sk. ber 
treten worden iſt, dieſelben doch keine ſtädtiſche Straße oder Brücke 
berührt haben und ſonach die Bedingung des Eintrittes der Mauth⸗ 
pflichtigkeit fehlt, indem die Mauthgebühr, wie dies ſchon in der Ber 
zeichnung „Straßen⸗ und Brückeumauth“ liegt, nur ein Aegnivalent 
für die Koſten der Erhaltung der Straßen und Brücken bildet und 
daher prineipiell nicht zu entrichten ft, fe lange die bemautheten Ob⸗ 
jecte nicht betreten werden Der Art 3 des Plautlwerfrages vom 
11. December 1868 kann finugemäß auch uur dahin ausgelegt wer⸗ 
den, daß die Gemeindemguth zu entrichten it, wenn die bemautheten 
Straßen oder Brücken auch ohne Paſſirung det Schrankeus belreten 
werden“. v. Pf. 


Dem ein Schieſigewehr unbefugt Tragenden kaun nur die Waffe 
und nicht auch die Schießmunitſon confiscirt werden. 
Dem Karl K., der ohue Waffeupaß auf der Jagd betreten 
wurde, wurde von der Sicherheitswache das Jagdgewehr und die 
Munition, die er bei ſich führte, abgenommen 


Von der erſten Juſtanz wurde K. wegen Uebertretuug des Waf⸗ 
fenpatentes zu einer Geldſtrafe und nebſtbei „zum Verfalle den unbe⸗ 
fugt getragenen Gewehres, ſowie der beanftändeten 16 Stück 
Patronen“ vermtheilt. 

Das Miniſterinm des Innern, welches im Gnademvege den 
ausgeſprochenen Verfall des Jagdgewehres nachgeſehen hat, bat mit 
Erlaß vom 13. Delober 1871, 3. 12.114 zugleich augeorduet, „daß 
dem Bittſteller die bei ſeiner Belretung gleichfalls abgenommeuen und 
vom Polizeicomntiſſariate für verfallen erklärten 16 Stück Patronen 
wieder auszufolgen find, weil dieſe Coufiscation geſeglich nicht ger echt⸗ 
fertigt erſcheint, indem weder der Beſitz noch daß Tragen von Muni⸗ 
lion in nicht Bedeuken erregender Menge au fi verboten und daher 
au eine beſondere Bewilligung nicht geknüpft ist“. b. 
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ihrer hiſtoniſchen Enbwſclnug, großeuchells nach archwollſchen Quellen karge ' 
ſtellt. Wien 1871, R. v. Waldheim. 


Verordnungen. 


Verorduung des Miniſterſuung der Junern vom 18. Jul 1871, J. 8057, 
betreffend den uumitteibnren Verkehr mit den Verwaltungsbehörden der denk⸗ 
ſchen Staaten in Angelegenheiten der Einbringung von Berpflegskoſten. 


Anti) eines Falle in welchem das beſtandene aueh würfige Amt des nord» 
hentfehen Bundes, auf deu im Jahre 1869 vereinbarten directen Correſpondengweg 
Ginwelfenb, feine Vermittlung bel Einbringung von Berpflegskoſten in den gewöhn⸗ 
lachen Pillen ablehnte, beehre ich mich im Einnernehmen mit dem k und . Minifterhun 
des Aentern Ener Hochwohlgebren zu ermächtigen, bel Einbringung von Berpflegs⸗ 
koſten in gewöhnlichen bie dentſchen Staaten belreffenden Fallen mit den zunächft be. 
Aheitigleu ausländiſchen Werwoktuugsbehprren In mumittelkate Golreſpondenz zu 
treten; wonach es, in fo weit eg fich um den Verkehr mit den deutschen Staaten hau 

belt, non der mit den h. v. Erläſſen vom 22. Jul! 1869, 8. 2772, M. 3. und vom 
4, Oeenber 1870, 8. 17.462 verorbuelen Iuanſprnchnahme der # unb k. Gefanbt: 
ſcheſten abzurommien hat. 


Verordnung des Ministers des Innern vont 30, Anguſt 1871, 3. 12.393 
wegen Nanthaft machung des ungar. Grenzzollamtes auf Geleilſcheinen Fiir 
Waffcul⸗ ung Munitꝛousſendungen, welche Ungarn Iennfttiren, 


Zufolge einer Mittheilung des Mnigl. ung Miniſters am Allerhechſten Hof. 
lager it es wiererholt vorgetemmten, daß Waffen und Munjittonsgeleiſcheine über 
Sendungen, die Ungaru kranſiiren, ausgefertigt wurden, ohne daß das betreffende 
ungarische Grenzzollawet anf benſelben nambafl gemacht war. 
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Ueber Anſiunen des genannten Fonigt. ung. Minifterd beehre ich mich daher 
Euer Hochwohlgeboren zu ersuchen, die unterbehürden gefählgft anweiſen zu wollen, 
bel Ausfertigung von Geltüſcheinen fiber, durch Ungarn gehende Waffen oder Mu⸗ 
nitionstzonspoxte die Manthaftmachuug des ung Grenzzollainlez, üer welches die. 
feißen austreten, ncht außer Acht zu Loffen. Ebenso wollen Euer Hoch wohlgeberen 
in den Anzeigen an dos Mintfterhum des Innern, die ſolche Fille zum Gegenſtande 
Haben, das betreffende ung. Grenzzollannt namentlich auffhren, 


Berurdunng des Muiſters des Innern vont 28. September 1871, 3. 12.752, 
betreſſend die Beſugniß des Polizeidirettars zur roviſtonirung von Civil⸗ 
bolizeiwachnünnern. 


Mit dem Erſaſſe vom 12. Zuni 1870. 3. 2546 M. J, betreffend bie Verein 
fochung in ber Behandlung der an dag Miniſterinm des Innern übergegangenen po⸗ 
lizellichen Agenben, unede Ubſt Auderenm iim Punkte 1 auch angeordnet, daß in Zukunft 
bie Aufnahme von Givllpoltzeſwachmäunern in den Wirkungskreis des Polizel. 
directors gehört. 

Min dem Rechte der Ernennung soll auch bie Befugniß der Propiſlonitung ver- 
bunden fein, und ed ſiud demnach Berfeißungen von Proviſtonen an Givilpollzeiwach⸗ 
männer aus dem Wickungskreije des Miniſterzums des Innern ausgeſchteden und in 
enen bes betreffenden Poligeibirectord ertragen worden. 

Ans Anlaß eines fpecielen Falles, in weichem bezüglich ber Compelenz bei 
Verlelhung von Provifionen an Givilpoligeiwachnänner Zwelfel rege gemacht worden 
find, beehre ich wich Ener. hievon die Mittheilung zu machen, mit dem 
Erſuchen, hiernach das Weitere gefälligst zu veraulaſſen. 


Erlaß des Miniſters des Innern nom 26. September 1871, J. 13,383, Des 
treffend die Perſlündigung der Eiſenbahnverwallungen von Ausfuhrverzolen 
hinſichtlich Hornviehes und des thieriſcher Rohproducte. 

Die k. I. priv. Staatceiſenbahn-Geſellſchaft hat dem k. k. Handelsminifterium 
zur Keuntniß gebracht, daß nicht nnr ihr, ſondern auch anderen Bahngeſellſehafte n 
hänfig keine offieiellen Verſtäudigungen von Ausfuhrverboten, beziehungawelſe deren 
Aufhebung hinſtchlſſch des Hornvlehes und thierſſcher Mohprobnche zukommen, 

Und dleſem Antaffe erſuche ich Ener. ...... von derlel Auöfuhrverboten, 


reſp. deren Aufhebung jedesmal mit thunlichſter Beschleunigung den betreffenden Eifen⸗ 
bahnverwaltungen Keuntniß zu geben, 


Perſonalten. 


Seine Majeftät haben den F. Mug Alexander Freſherrn von Koller zu 
Statthalter für Böhmen ernannt. 

Selne Majeflät haben den k und k. gußerordenklichen Geſandten und bevoll⸗ 
mächligten Minifter in Haag, General der Gapallerke Ferdinand Freih. v. Langenau 
zum al heroldenllichen Gelanbten und Bevollmächtigten Minfter iu Petercburg 
ernannt. 

Selue Mojeftät haben die Erhebung des k. und l. Honorortonſulates in 
Bremen zu einem Honorar-Generalconſulgte, dann jene der beiden k. und k. Conſulor⸗ 
ageutien in Altona und Harburg zu Hoenermr⸗Biceconfulalen genehmigel und 
züglelch ben bergeigen Goneraseonfnl in Bremen Subınig Gouſcied Dyes zum 
i. und k. Ponorar-Generalconſul bafelbit; ferner den Handelsmann Nöttger 
Gand landt zum t. und k. Biteconfnl bel dem k. unnd E Honaror⸗Geueraleonſilcle 
in Bremen, ſowie die belben bermaligen Gonfularagenten ©. 0 Sſepiking in 
Altona, und A. Beſte in Harburg zu unbefolbeten f. and k. Biceconfuln fiir Diefe 
Orke ernannt - 

Selue Majeftät haben den Gonceptendfuncten im gemeinſamen Miniſterlum 
des Aeußern Carl Freiherrn v. Gageen zum Honorar-Negaljonsfecretär ernannt, 

Seine Mazeftät Haben dem k. 1, Julpector ber Generafinfpechion der oflenr. 
Eifenbaßnen Alexander Klau dy den Ritterſtand verliehen. 


Erledigungen. 


t 1O0< 
tue l 
uit 70% fl 
(Ante. Sin, 268) 

Beatrläferuetäraftelte Bei der Beziefahanphunnnfdiaft in Zwetll mit 700 fl. 
er: 600 fl., bie 20. December. (Amlaßl. Nr. 288.) 

Dberamtaofficiafäftelle keim Wiener Gauptzaflamte mit 900 fl. und 200 fl. 
Juartiergelp. eventuäll eine Amtsafffeiacsſtelle mit 700 ff. Gehalt jährlich und 150 fl 
Duartiergelb, eventuell eine Amtäcffifientenftelle mit 500 fl. Gehalt jährſſch und 
120 fi. Suartiergelb, gegen Caukion, bis 28. December. (Amteßl. Rr 288.) 


e abt ee Amlaofficialsſtelle 
elle mit 0 fl. gegen Gaution, bis 30. December, 


ür den Druck verantwortlich C. Piſtorl. 


